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Im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 


Wie beurteilt die Bundesregierung die möglichen Folgen unserer 
Rechtspraxis, welche bestimmte Rechtsvorschriften sehr unterschied- 
lichen Gewichts, von Rauchverboten in der Öffentlichkeit über das 
Verbot der Verbreitung unzüchtiger Schriften bis zu Strafbestim- 
mungen im Bereich der Kuppelei und der Abtreibung schlicht nicht 
anwendet mit der Begründung, veränderte Lebensgewohnheiten 
oder verändertes politisches Bewußtsein hätten diese Rechtsvor- 
schriften obsolet werden lassen? 

1. Für die Strafverfolgungsorgane der Bundesrepublik Deutsch- 
land gilt das Legalitätsprinzip des § 152 der Strafprozeßord- 
nung. Danach besteht bei zureichenden tatsächlichen An- 
haltspunkten für das Vorliegen einer strafbaren und ver- 
folgbaren Handlung eine Pflicht zum Einschreiten. Ein 
Staatsanwalt, der diese Pflicht wissentlich verletzt, muß 
gemäß § 346 des Strafgesetzbuches mit Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren rechnen. Ferner sind gemäß Artikel 97 Abs. 1 
des Grundgesetzes die Richter nur dem Gesetz unterworfen; 
nach § 336 des Strafgesetzbuches ist die vorsätzliche Rechts- 
beugung durch einen Richter mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren bedroht. 

Die Bundesregierung hält die in diesen Bestimmungen zum 
Ausdruck kommenden Grundsätze für wesentliche Merk- 
male des Rechtsstaates und würde einer entgegengesetzten 
Rechtspraxis mit allen ihr zu Gebote stehenden Mitteln ent- 
gegenwirken. 
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2. Der Bundesregierung liegen keine Berichte darüber vor, daß 
die Rechtspraxis in der Bundesrepublik Deutschland die vor- 
erwähnten Grundsätze verletzt. Der Bundesregierung sind 
auch keine Entscheidungen bekannt geworden, die mit der 
in der Kleinen Anfrage angeführten Begründung die Anwen- 
dung geltender Rechtsnormen abgelehnt hätten. Das gilt 
auch für die Bereiche, die von der Kleinen Anfrage beson- 
ders erwähnt werden. Gewandelte Anschauungen der Ge- 
sellschaft können zwar sicher auch zu einer Änderung in der 
Auslegung der jeweiligen Rechtsnormen durch die Gerichte 
führen. Ein solcher Vorgang liegt jedoch im Rahmen der ver- 
fassungsmäßigen Ordnung und hat mit der von der Kleinen 
Anfrage behandelten angeblichen Erscheinung keine Berüh- 
rungspunkte. 

3. Zu einer Rechtspraxis des in der Kleinen Anfrage erwähnten 
Inhalts besteht auch kein Grund. 

Allerdings ist nicht zu übersehen, daß manche strafrecht- 
lichen Bestimmungen in neuerer Zeit nicht mehr in dem not- 
wendigen Ausmaß von allgemeiner Überzeugung getragen 
werden. Die Bundesregierung betrachtet diese Entwicklung 
mit besonderer Aufmerksamkeit und nimmt sie zum Anlaß, 
dort, wo die Bundesregierung es für geboten hält, Reform- 
vorschläge zu entwickeln. 

Bis zu einer Verwirklichung dieser Reformen bestehen 
gegen die Anwendung des geltenden Rechts um so weniger 
Bedenken, als die Bundesregierung in ihren bisherigen 
Gesetzgebungsvorschlägen regelmäßig Übergangsregelun- 
gen vorgesehen hat, welche in dem Widerstreit des Prinzips 
der Rechtssicherheit und dem der Gerechtigkeit im Einzelfall 
eine abgewogene Lösung darstellen (vgl. z. B. Straffreiheits- 
gesetz vom 20. Mai 1970, Bundesgesetzbl. I S. 509; Artikel 6 
des Regierungsentwurfs zum 4. Strafrechtsreformgesetz). 


Gerhard Jahn 
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